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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Asylgesetzes 2005 

Artikel 1 

Änderung des Asylgesetzes 2005 

§ 8. (1) – (3) … § 8. (1) – (3) … 

(3a) Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung 
des Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon mangels einer 
Voraussetzung gemäß Abs. 1 oder aus den Gründen des Abs. 3 oder 6 
abzuweisen, so hat eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein 
Aberkennungsgrund gemäß § 9 Abs. 2 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit 
der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine 
reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als 
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 
infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. Dies gilt sinngemäß auch für 
die Feststellung, dass der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht 
zuzuerkennen ist. 

(3a) Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung 
des Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon mangels einer 
Voraussetzung gemäß Abs. 1 oder aus den Gründen des Abs. 3 oder 6 
abzuweisen, so hat eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein 
Aberkennungsgrund gemäß § 9 Abs. 2 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit 
der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme und der Feststellung zu 
verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer 
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder 
Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher 
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich 
bringen würde. Dies gilt sinngemäß auch für die Feststellung, dass der Status des 
subsidiär Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist. 

Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 

§ 9. (1) … § 9. (1) … 

(2) Ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon aus den 
Gründen des Abs. 1 abzuerkennen, so hat eine Aberkennung auch dann zu 
erfolgen, wenn 

(2) Ist der Status des subsidiär Schutzberechtigten nicht schon aus den 
Gründen des Abs. 1 abzuerkennen, so hat eine Aberkennung auch dann zu 
erfolgen, wenn 

 1. einer der in Art. 1 Abschnitt F der Genfer Flüchtlingskonvention 
genannten Gründe vorliegt; 

 1. einer der in Art. 1 Abschnitt F der Genfer Flüchtlingskonvention 
genannten Gründe vorliegt; 

 2. der Fremde eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit der 
Republik Österreich darstellt oder 

 2. der Fremde eine Gefahr für die Allgemeinheit oder für die Sicherheit der 
Republik Österreich darstellt oder 

 3. der Fremde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens 
(§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt worden ist. Einer Verurteilung durch 
ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches 
Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des § 73 StGB, BGBl. 
Nr. 60/1974, entspricht. 

 3. der Fremde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens 
(§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt worden ist. Einer Verurteilung durch 
ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches 
Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des § 73 StGB, BGBl. 
Nr. 60/1974, entspricht. 

In diesen Fällen ist die Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten In diesen Fällen ist die Aberkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mit der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung 
oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies 
eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als 
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 
infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 

mit der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme und der Feststellung 
zu verbinden, dass eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da dies eine reale Gefahr einer 
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder 
Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine 
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher 
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich 
bringen würde. 

(3) – (4) … (3) – (4) … 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen Gemeinsame Bestimmungen 

Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme 

§ 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß 
dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn 

§ 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß 
dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn 

 1. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß §§ 4 oder 4a 
zurückgewiesen wird, 

 1. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß §§ 4 oder 4a 
zurückgewiesen wird, 

 2. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 5 zurückgewiesen wird,  2. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 5 zurückgewiesen wird, 

 3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung 
des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, 

 3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung 
des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, 

 4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne 
dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
kommt oder 

 4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne 
dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
kommt oder 

 5. einem Fremden der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt 
wird 

 5. einem Fremden der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt 
wird 

und in den Fällen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß 
§ 57 nicht erteilt wird sowie in den Fällen der Z 1 bis 5 kein Fall der §§ 8 Abs. 3a 
oder 9 Abs. 2 vorliegt. 

und in den Fällen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß 
§ 57 nicht erteilt wird. 

(2) – (3) … (2) – (3) … 
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 Anordnung der Unterkunftnahme nach Zulassung  

 § 15b. (1) Einem Asylwerber kann nach Zulassung zum Verfahren mittels 
Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 VwGVG) des Bundesamtes aus Gründen des 
öffentlichen Interesses, der öffentlichen Ordnung oder für eine zügige 
Bearbeitung und wirksame Überwachung des Antrags auf internationalen Schutz 
aufgetragen werden, in von den für die Grundversorgung zuständigen 
Gebietskörperschaften zur Verfügung gestellten Quartieren Unterkunft zu 
beziehen. Über die Verfahrensanordnung ist im verfahrensabschließenden 
Bescheid abzusprechen. 

 (2) Bei der Beurteilung, ob Gründe des öffentlichen Interesses oder der 
öffentlichen Ordnung vorliegen, ist insbesondere zu berücksichtigen, ob 
Voraussetzungen zum Verlust des Aufenthaltsrechts gemäß § 13 Abs. 2 oder für 
eine Entscheidung gemäß § 2 Abs. 4 GVG-B 2005 vorliegen. 

 (3) Bei der Beurteilung, ob Gründe für eine zügige Bearbeitung und 
wirksame Überwachung des Antrags auf internationalen Schutz vorliegen, ist 
insbesondere zu berücksichtigen, ob der Asylwerber seinen 
Mitwirkungsverpflichtungen gemäß § 15 nachgekommen ist. 

 (4) Die Anordnung der Unterkunftnahme gilt bis zur Rechtskraft der 
Entscheidung über den Antrag auf internationalen Schutz, solange dem 
Asylwerber das Quartier zur Verfügung gestellt wird. 

 (5) Dem Asylwerber sind die Anordnung gemäß Abs. 1 und die Folgen einer 
allfälligen Missachtung nachweislich zur Kenntnis zu bringen. 

Zeitlicher Geltungsbereich Zeitlicher Geltungsbereich 

§ 73. (1) – (15) … § 73. (1) – (15) … 

 (16) Die §§ 8 Abs. 3a, 9 Abs. 2, 10 Abs. 1, 15b samt Überschrift sowie der 
Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 15b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/2017 treten mit 1. November 2017 in Kraft. 

  

Artikel 2 

Änderung des Fremdenpolizeigesetzes 2005 

Artikel 2 

Änderung des Fremdenpolizeigesetzes 2005 

Örtliche Zuständigkeit im Inland Örtliche Zuständigkeit im Inland 

§ 6. (1) – (8) … § 6. (1) – (8) … 
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(9) Die örtliche Zuständigkeit zur Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren richtet sich in jenen Fällen des Abs. 7, in denen diese 
nach der Ausstiegsstelle bestimmt wird, nach dieser; in allen anderen Fällen nach 
dem Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52. 

(9) Die örtliche Zuständigkeit zur Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren richtet sich in jenen Fällen des Abs. 7, in denen diese 
nach der Ausstiegsstelle bestimmt wird, nach dieser; in allen anderen Fällen nach 
dem Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52. Abweichend von Satz 1 
richtet sich die örtliche Zuständigkeit zur Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 121 Abs. 1a nach dem politischen Bezirk, auf 
den der Aufenthalt des Fremden gemäß § 52a beschränkt ist, oder nach dem Sitz 
der Unterkunft, die der Fremde gemäß § 57 oder § 15b AsylG 2005 zu beziehen 
hat. 

Festnahme und Anhaltung Festnahme und Anhaltung 

§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, 
einen Fremden zum Zwecke einer für die Sicherung des Verfahrens 
unerlässlichen Vorführung vor die Landespolizeidirektion festzunehmen und bis 
zu 24 Stunden anzuhalten, wenn 

§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, 
einen Fremden zum Zwecke einer für die Sicherung des Verfahrens 
unerlässlichen Vorführung vor die Landespolizeidirektion festzunehmen und bis 
zu 24 Stunden anzuhalten, wenn 

 1. sie ihn bei Begehung einer Verwaltungsübertretung nach § 120 auf 
frischer Tat betreten oder 

 1. sie ihn bei Begehung einer Verwaltungsübertretung nach § 120 auf 
frischer Tat betreten, 

 2. er seiner Verpflichtung nach § 32 Abs. 1 nicht nachkommt.  2. er seiner Verpflichtung nach § 32 Abs. 1 nicht nachkommt oder 

  3. er eine Gebietsbeschränkung nach § 52a oder eine Wohnsitzauflage nach 
§ 57 oder eine Anordnung der Unterkunftnahme nach § 15b AsylG 2005 
missachtet. 

  

(2) – (8) … (2) – (8) … 

7. Hauptstück: 7. Hauptstück: 

Abschiebung und Duldung Abschiebung und Duldung 

Abschiebung Abschiebung 

§ 46. (1) … § 46. (1) … 

(2) Verfügt der Fremde über kein Reisedokument und kann die Abschiebung 
nicht ohne ein solches durchgeführt werden, hat das Bundesamt bei der für ihn 
zuständigen ausländischen Behörde ein Ersatzreisedokument für die Abschiebung 
einzuholen oder ein Reisedokument für die Rückführung von 
Drittstaatsangehörigen auszustellen. § 97 Abs. 1 gilt. Der Fremde hat an den 

(2) Verfügt der Fremde über kein Reisedokument und kann die Abschiebung 
nicht ohne ein solches durchgeführt werden, ist das Bundesamt ermächtigt, bei 
der für ihn zuständigen ausländischen Behörde die für die Abschiebung 
notwendigen Bewilligungen (insbesondere Reisedokument oder 
Ersatzreisedokument) einzuholen oder ein Reisedokument für die Rückführung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
notwendigen Handlungen zur Erlangung eines Ersatzreisedokuments im 
erforderlichen Umfang mitzuwirken. 

von Drittstaatsangehörigen (§ 97 Abs. 1) auszustellen. Der Fremde hat an den 
zur Erlangung einer solchen Bewilligung oder zur Ausstellung eines 
Reisedokumentes gemäß § 97 Abs. 1 notwendigen Handlungen des Bundesamtes, 
insbesondere an der Feststellung der Identität oder der Herkunft, im 
erforderlichen Umfang mitzuwirken und vom Bundesamt zu diesem Zweck 
angekündigte Termine wahrzunehmen. 

 (2a) Unbeschadet des Abs. 2 ist ein zur Ausreise verpflichteter Fremder, der 
über kein Reisedokument verfügt und dessen Ausreise ohne ein solches nicht 
erfolgen kann, verpflichtet, sich ein solches Dokument von der für ihn 
zuständigen ausländischen Behörde aus eigenem zu beschaffen und gegenüber 
dieser Behörde sämtliche zu diesem Zweck erforderlichen Handlungen, 
insbesondere die Beantragung des Reisedokumentes, die wahrheitsgemäße 
Angabe seiner Identität und seiner Herkunft sowie die Abgabe allfälliger 
erkennungsdienstlicher Daten, zu setzen. 

(2a) Die Verpflichtung zur Mitwirkung gemäß Abs. 2 kann auch mit 
Bescheid auferlegt werden, § 19 Abs. 2 bis 4 AVG gilt sinngemäß. Der Bescheid 
kann mit einer Ladung vor das Bundesamt oder zu einer Amtshandlung des 
Bundesamtes zur Erlangung eines Ersatzreisedokuments bei der zuständigen 
ausländischen Behörde, verbunden werden (§ 19 AVG). 

(2b) Die Verpflichtung zur Mitwirkung gemäß Abs. 2 oder zur Beschaffung 
eines Reisedokumentes gemäß Abs. 2a kann einem zur Ausreise verpflichteten 
Fremden auch mit Bescheid auferlegt werden, § 19 Abs. 2 bis 4 AVG gilt 
sinngemäß. Der Bescheid kann mit einer Ladung vor das Bundesamt oder zu 
einer Amtshandlung des Bundesamtes zur Erlangung einer Bewilligung gemäß 
Abs. 2 bei der zuständigen ausländischen Behörde verbunden werden (§ 19 
AVG). Die Erfüllung einer mit Bescheid gemäß Satz 1 auferlegten Verpflichtung 
hat der Fremde dem Bundesamt gegenüber nachzuweisen. § 3 Abs. 3 BFA-VG 
gilt. Die Verhängung einer Zwangsstrafe gemäß § 5 VVG ist unzulässig, wenn die 
Erfüllung der mit Bescheid gemäß Satz 1 auferlegten Verpflichtung dem Fremden 
aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, nicht möglich ist. 

(3) – (6) … (3) – (6) … 

Duldung Duldung 

§ 46a. (1) Der Aufenthalt von Fremden im Bundesgebiet ist zu dulden, 
solange 

§ 46a. (1) Der Aufenthalt von Fremden im Bundesgebiet ist zu dulden, 
solange 

 1. deren Abschiebung gemäß §§ 50, 51 oder 52 Abs. 9 unzulässig ist, 
vorausgesetzt die Abschiebung ist nicht in einen anderen Staat zulässig; 

 1. deren Abschiebung gemäß §§ 50, 51 oder 52 Abs. 9 unzulässig ist, 
vorausgesetzt die Abschiebung ist nicht in einen anderen Staat zulässig; 

 2. deren Abschiebung gemäß §§ 8 Abs. 3a und 9 Abs. 2 AsylG 2005 
unzulässig ist; 

 2. deren Abschiebung gemäß §§ 8 Abs. 3a und 9 Abs. 2 AsylG 2005 
unzulässig ist; 

 3. deren Abschiebung aus tatsächlichen, vom Fremden nicht zu vertretenen  3. deren Abschiebung aus tatsächlichen, vom Fremden nicht zu vertretenen 
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Gründen unmöglich erscheint oder Gründen unmöglich erscheint oder 

 4. die Rückkehrentscheidung im Sinne des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG 
vorübergehend unzulässig ist; 

 4. die Rückkehrentscheidung im Sinne des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG 
vorübergehend unzulässig ist; 

es sei denn, es besteht nach einer Entscheidung gemäß § 61 weiterhin die 
Zuständigkeit eines anderen Staates oder dieser erkennt sie weiterhin oder 
neuerlich an. 

es sei denn, es besteht nach einer Entscheidung gemäß § 61 weiterhin die 
Zuständigkeit eines anderen Staates oder dieser erkennt sie weiterhin oder 
neuerlich an. Die Ausreiseverpflichtung eines Fremden, dessen Aufenthalt im 
Bundesgebiet gemäß Satz 1 geduldet ist, bleibt unberührt. 

(2) – (6) … (2) – (6) … 

8. Hauptstück 8. Hauptstück 

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Fremde Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Fremde 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Drittstaatsangehörige Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Drittstaatsangehörige 

Rückkehrentscheidung Rückkehrentscheidung 

§ 52. (1) … § 52. (1) … 

(2) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt unter einem (§ 10 
AsylG 2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn 

(2) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt unter einem (§ 10 
AsylG 2005) mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn 

 1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit 
zurückgewiesen wird, 

 1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit 
zurückgewiesen wird, 

 2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung 
des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, 

 2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung 
des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, 

 3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten kommt oder 

 3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur 
Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten kommt oder 

 4. ihm der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird  4. ihm der Status des subsidiär Schutzberechtigten aberkannt wird 

und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein 
Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für 
begünstigte Drittstaatsangehörige. 

und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt 
nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige. 

(3) – (11) … (3) – (11) … 
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 Gebietsbeschränkung auf einen politischen Bezirk 

 § 52a. (1) Der Aufenthalt eines Drittstaatsangehörigen, der gemäß § 6 
Abs. 2a GVG-B 2005 in einer Betreuungseinrichtung des Bundes versorgt wird, 
ist ab Aufnahme in die Betreuungseinrichtung und solange ihm die Versorgung 
zur Verfügung gestellt wird, bis zur Ausreise auf das Gebiet der 
Bezirksverwaltungsbehörde, in dem sich die Betreuungseinrichtung befindet, 
beschränkt. 

 (2) Die Verpflichtungen des Drittstaatsangehörigen aufgrund einer 
Gebietsbeschränkung gemäß Abs. 1 ruhen, wenn und solange 

  1. die Rückkehrentscheidung gemäß § 59 Abs. 6 vorübergehend nicht 
durchführbar oder gemäß § 60 Abs. 3 gegenstandslos ist,  

  2. sein Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß § 46a geduldet ist oder 

  3. ihm die persönliche Freiheit entzogen ist. 

 (3) Dem Drittstaatsangehörigen sind bei Aufnahme in die 
Betreuungseinrichtung gemäß § 6 Abs. 2a GVG-B 2005 die Gebietsbeschränkung 
gemäß Abs. 1, die Grenzen des Gebietes und die Folgen einer allfälligen 
Verletzung der Gebietsbeschränkung nachweislich zur Kenntnis zu bringen. § 56 
Abs. 3 Satz 2 gilt. 

 Wohnsitzauflage 

 § 57. (1) Einem Drittstaatsangehörigen kann mit Bescheid aufgetragen 
werden, bis zur Ausreise in vom Bundesamt bestimmten Quartieren des Bundes 
Unterkunft zu beziehen, wenn gegen ihn eine Rückkehrentscheidung rechtskräftig 
erlassen wurde und  

  1. keine Frist zur freiwilligen Ausreise gemäß § 55 gewährt wurde oder  

  2. nach Ablauf der Frist zur freiwilligen Ausreise gemäß § 55 bestimmte 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Drittstaatsangehörige 
seiner Ausreiseverpflichtung weiterhin nicht nachkommen wird.  

 (2) Bei der Beurteilung, ob bestimmte Tatsachen gemäß Abs. 1 Z 2 
vorliegen, sind insbesondere zu berücksichtigen, ob der Drittstaatsangehörige 

  1. entgegen einer Anordnung des Bundesamtes oder des 
Bundesverwaltungsgerichtes oder trotz eines nachweislichen Angebotes 
der Rückkehrberatungsstelle ein Rückkehrberatungsgespräch (§ 52a 
Abs. 2 BFA-VG) nicht in Anspruch genommen hat;  
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  2. nach Ablauf der Frist für die freiwillige Ausreise seinen Wohnsitz oder 
den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts gewechselt und das Bundesamt 
davon nicht in Kenntnis gesetzt hat; 

  3. an den zur Erlangung einer Bewilligung oder eines Reisedokumentes 
notwendigen Handlungen im Sinne der § 46 Abs. 2 und 2a nicht mitwirkt, 

  4. im Rahmen des Asylverfahrens, des Verfahrens zur Erlassung der 
Rückkehrentscheidung oder des Rückkehrberatungsgesprächs erklärt 
hat, seiner Ausreiseverpflichtung nicht nachkommen zu wollen; 

  5. im Asylverfahren oder im Verfahren zur Erlassung der 
Rückkehrentscheidung über seinen Herkunftsstaat oder seine Identität 
getäuscht oder zu täuschen versucht hat. 

 (3) Die Verpflichtungen des Drittstaatsangehörigen aufgrund einer 
Wohnsitzauflage gemäß Abs. 1 ruhen, wenn und solange 

  1. die Rückkehrentscheidung gemäß § 59 Abs. 6 vorübergehend nicht 
durchführbar oder gemäß § 60 Abs. 3 gegenstandslos ist, 

  2. sein Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß § 46a geduldet ist oder 

  3. ihm die persönliche Freiheit entzogen ist. 

 (4) Die Wohnsitzauflage gemäß Abs. 1 ist mit Mandatsbescheid (§ 57 AVG) 
anzuordnen. In diesem sind dem Drittstaatsangehörigen auch die Folgen einer 
allfälligen Verletzung zur Kenntnis zu bringen. 

8. Abschnitt 8. Abschnitt 

Schubhaft und gelinderes Mittel Schubhaft und gelinderes Mittel 

Schubhaft Schubhaft 

§ 76. (1) – (2) … § 76. (1) – (2) … 

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder im Sinne des Art. 2 lit n 
Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung 
entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren 
wird. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, 

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder im Sinne des Art. 2 lit n 
Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung 
entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren 
wird. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, 

 1. …  1. … 

  1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2 oder 2a verletzt 
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hat, insbesondere, wenn ihm diese Verpflichtung mit Bescheid gemäß 
§ 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge 
geleistet hat und deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (§ 3 Abs. 3 BFA-VG) 
angeordnet worden sind; 

 2. – 7. …  2. – 7. … 

 8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschränkungen oder 
Meldeverpflichtungen gemäß §§ 56 oder 71 FPG, § 13 Abs. 2 BFA-VG 
oder 15a AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer 
aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf internationalen 
Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden Maßnahme; 

 8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschränkungen und 
Auflagen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der 
Unterkunftnahme gemäß §§ 52a, 56, 57 oder 71 FPG, § 13 Abs. 2 BFA-
VG oder §§ 15a oder 15b AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei 
Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags 
auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden 
Maßnahme; 

 9. …  9. … 

(4) – (6) … (4) – (6) … 

Sonstige Übertretungen Sonstige Übertretungen 

§ 121. (1) Wer Auflagen, die ihm das Bundesamt gemäß §§ 46a Abs. 2, 56 
Abs. 2 Z 1 bis 4 oder 71 erteilt hat, missachtet, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro bis zu 1 000 Euro, 
im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu 
bestrafen. Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft 
wurde, ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer 
Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. Dies gilt 
nicht, wenn ein Fall des §§ 56 Abs. 3 oder 71 Abs. 3 vorliegt. Die 
Verwaltungsübertretung gemäß erster Satz kann durch Organstrafverfügung 
gemäß § 50 VStG in der Höhe von bis zu 200 Euro geahndet werden. 

§ 121. (1) Wer Auflagen, die ihm das Bundesamt gemäß §§ 46a Abs. 2, 56 
Abs. 2 Z 1 bis 4 oder 71 erteilt hat, missachtet, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro bis zu 1 000 Euro, 
im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu 
bestrafen. Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft 
wurde, ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer 
Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. Dies gilt 
nicht, wenn ein Fall des §§ 56 Abs. 3, 71 Abs. 3 oder 120 Abs. 5 Z 4 vorliegt. Die 
Verwaltungsübertretung gemäß erster Satz kann durch Organstrafverfügung 
gemäß § 50 VStG in der Höhe von bis zu 200 Euro geahndet werden. 

 (1a) Wer eine Wohnsitzauflage gemäß § 57 oder eine Anordnung der 
Unterkunftnahme nach § 15b AsylG 2005 missachtet oder sich als Fremder 
außerhalb des Gebietes, auf das sein Aufenthalt gemäß § 52a beschränkt ist, 
aufhält, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro 
bis zu 1 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Wochen, zu bestrafen. Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig 
bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer 
Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. Dies gilt 
nicht, wenn ein Fall des §§ 56 Abs. 3 oder 120 Abs. 5 Z 4 vorliegt. 
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(2) – (5) … (2) – (5) … 

(6) Nach Abs. 1, 2, 3, 4 oder 5 oder § 120 Abs. 1, 1a, 2, 3 oder 4 verhängte 
Strafen sind samt den erforderlichen personenbezogenen Daten in der 
Verwaltungsstrafevidenz der Landespolizeidirektion (§ 60 SPG) zu verarbeiten. 
§ 60 Abs. 2 und 3 SPG gilt. 

(6) Nach Abs. 1, 1a, 2, 3, 4 oder 5 oder § 120 Abs. 1, 1a, 2, 3 oder 4 
verhängte Strafen oder deren Unterbrechungen nach § 122a sind samt den 
erforderlichen personenbezogenen Daten in der Verwaltungsstrafevidenz der 
Landespolizeidirektion (§ 60 SPG) zu verarbeiten. § 60 Abs. 2 und 3 SPG gilt. 

(7) … (7) … 

 Unterbrechung des Vollzugs von Freiheitsstrafen oder Ersatzfreiheitsstrafen 
gemäß §§ 120 und 121 zur freiwilligen Ausreise 

 § 122a. (1) Der Vollzug einer Freiheitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe 
gemäß §§ 120 und 121 kann unterbrochen werden, wenn 

  1. gesichert erscheint, dass der Fremde seiner Ausreiseverpflichtung gemäß 
§ 52 Abs. 8 binnen einer festgelegten Frist nachkommen wird, und 

  2. der Ausreise keine rechtlichen oder tatsächlichen Hindernisse 
entgegenstehen. 

 (2) Die Zeit der Unterbrechung des Strafvollzugs ist nicht in die Strafzeit 
einzurechnen. 

 (3) Die Unterbrechung des Strafvollzugs ist mit Aktenvermerk festzuhalten. 
Das Bundesamt ist von der Unterbrechung zu informieren. 

 (4) Kommt der Fremde seiner Ausreiseverpflichtung nicht binnen der gemäß 
Abs. 1 Z 1 festgelegten Frist nach oder reist er nach Verlassen des Bundesgebiets 
unrechtmäßig ein, gilt die Unterbrechung des Strafvollzugs als widerrufen. 
Darüber ist der Fremde bei Unterbrechung des Strafvollzugs nachweislich zu 
informieren. 

In-Kraft-Treten In-Kraft-Treten 

§ 126. (1) – (17) … § 126. (1) – (17) … 

 (18) Die §§ 6 Abs. 9, 39 Abs. 1, 46 Abs. 2, 2a und 2b, 46a Abs. 1, 52 Abs. 2, 
52a und 57 samt Überschriften, 76 Abs. 3 Z 1a und 8, 121 Abs. 1a und 6, 122a 
samt Überschrift sowie die Einträge im Inhaltsverzeichnis zu §§ 52a, 57, 122a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2017 treten mit 
1. November 2017 in Kraft. 
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Artikel 3 

Änderung des BFA-Verfahrensgesetzes 

Artikel 3 

Änderung des BFA-Verfahrensgesetzes 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 

§ 21. (1) – (2) … § 21. (1) – (2) … 

(2a) Das Bundesverwaltungsgericht erkennt binnen drei Monaten über 
Beschwerden gegen Entscheidungen, mit denen 

(2a) Das Bundesverwaltungsgericht erkennt binnen drei Monaten über 
Beschwerden gegen Entscheidungen, mit denen 

 1. – 2. …  1. – 2. … 

 3. bei Fremden, deren Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 2 
FPG geduldet war, eine aufenthaltsbeendende Maßnahme erlassen 
wurde. 

 3. bei Fremden, deren Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 2 
FPG geduldet war, die Zulässigkeit der Abschiebung festgestellt wurde. 

Diese Frist kann überschritten werden, sofern dies zur angemessenen und 
vollständigen Prüfung der Beschwerde erforderlich ist. Diesfalls gilt die 
Entscheidungsfrist nach § 34 Abs. 1 VwGVG. 

Diese Frist kann überschritten werden, sofern dies zur angemessenen und 
vollständigen Prüfung der Beschwerde erforderlich ist. Diesfalls gilt die 
Entscheidungsfrist nach § 34 Abs. 1 VwGVG. 

 (2b) Abweichend von § 34 Abs. 1 VwGVG erkennt das 
Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen Entscheidungen des 
Bundesamtes über Anträge auf internationalen Schutz binnen zwölf Monaten, 
sofern in diesem Bundesgesetz oder im AsylG 2005 nichts anderes bestimmt ist. 

(3) – (7) … (3) – (7) … 

Datenverwendung im Rahmen des Zentralen Fremdenregisters Datenverwendung im Rahmen des Zentralen Fremdenregisters 

§ 27. (1) Der Bundesminister für Inneres, das Bundesamt, die 
Vertretungsbehörden, das Bundesverwaltungsgericht und die Behörden nach dem 
NAG sowie die Landespolizeidirektionen dürfen 

§ 27. (1) Der Bundesminister für Inneres, das Bundesamt, die 
Vertretungsbehörden, das Bundesverwaltungsgericht und die Behörden nach dem 
NAG sowie die Landespolizeidirektionen dürfen 

 1. – 17. …,  1. – 17. … 

 18. Ergebnisse einer DNA-Analyse zum Nachweis eines 
Verwandtschaftsverhältnisses und 

 18. Ergebnisse einer DNA-Analyse zum Nachweis eines 
Verwandtschaftsverhältnisses, 

 19. die Sozialversicherungsnummer  19. die Sozialversicherungsnummer und 

  20. Anordnungen zur Unterkunftnahme nach § 15b AsylG 2005, 
Wohnsitzauflagen nach § 57 FPG oder Gebietsbeschränkungen nach 
§ 52a FPG. 

eines Fremden im Fremdenregister (§ 26) gemeinsam verarbeiten. eines Fremden im Fremdenregister (§ 26) gemeinsam verarbeiten. 

(2) – (4) … (2) – (4) … 
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Übermittlung personenbezogener Daten Übermittlung personenbezogener Daten 

§ 29. (1) … § 29. (1) … 

(2) Die gemäß § 27 Abs. 1 Z 1 bis 11 und gemäß § 28 verarbeiteten Daten 
dürfen folgenden Empfängern übermittelt werden, soweit diese sie zur Erfüllung 
der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen: 

(2) Die gemäß § 27 Abs. 1 Z 1 bis 11 und Z 19 und gemäß § 28 verarbeiteten 
Daten dürfen folgenden Empfängern übermittelt werden, soweit diese sie zur 
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen: 

 1. Organen des Bundes und der Länder, die Aufgaben zur Erfüllung der 
Grundversorgungsvereinbarung vollziehen, 

 1. Organen des Bundes und der Länder, die Aufgaben zur Erfüllung der 
Grundversorgungsvereinbarung vollziehen, 

 2. dem Arbeitsmarktservice und den mit Betreuung und Integrationshilfe 
betrauten Einrichtungen der Gebietskörperschaften, 

 2. dem Arbeitsmarktservice und den mit Betreuung und Integrationshilfe 
betrauten Einrichtungen der Gebietskörperschaften, 

 3. den Gebietskrankenkassen und dem Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger, 

 3. den Gebietskrankenkassen und dem Hauptverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger, 

 4. dem Bundesministerium für europäische und internationale 
Angelegenheiten, und 

 4. dem Bundesministerium für europäische und internationale 
Angelegenheiten, und 

 5. dem Österreichischen Integrationsfonds.  5. dem Österreichischen Integrationsfonds. 

(3) … (3) … 

Internationaler Datenverkehr Internationaler Datenverkehr 

§ 33. (1) – (2) … § 33. (1) – (2) … 

(3) Die Übermittlung personenbezogener Daten eines Fremden an den 
Herkunftsstaat ist nicht zulässig, soweit es sich nicht um Daten handelt, die zur 
Beschaffung eines Ersatzreisedokumentes erforderlich sind. 

(3) Die Übermittlung personenbezogener Daten eines Fremden an den 
Herkunftsstaat ist nicht zulässig, soweit es sich nicht um Daten handelt, die zur 
Beschaffung einer Bewilligung gemäß § 46 Abs. 2 FPG oder zur Überprüfung 
der Erfüllung einer Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2a oder 2b FPG erforderlich 
sind. 

(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten eines Asylwerbers an den 
Herkunftsstaat ist, unbeschadet Abs. 5, nicht zulässig. Daten, die erforderlich 
sind, um die zur Einreise notwendigen Bewilligungen zu beschaffen, dürfen 
jedoch übermittelt werden, wenn der Antrag – wenn auch nicht rechtskräftig – 
ab- oder zurückgewiesen worden ist oder dem Asylwerber ein faktischer 
Abschiebeschutz nicht zukommt. Der Umstand, dass ein Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt wurde, darf bei einer solchen Übermittlung 
keinesfalls hervorkommen. 

(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten eines Asylwerbers an den 
Herkunftsstaat ist, unbeschadet Abs. 5, nicht zulässig. Daten, die zur Beschaffung 
einer Bewilligung gemäß § 46 Abs. 2 FPG oder zur Überprüfung der Erfüllung 
einer Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2a oder 2b FPG erforderlich sind, dürfen 
jedoch übermittelt werden, wenn der Antrag – wenn auch nicht rechtskräftig – 
ab- oder zurückgewiesen worden ist oder dem Asylwerber ein faktischer 
Abschiebeschutz nicht zukommt. Der Umstand, dass ein Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt wurde, darf bei einer solchen Übermittlung 
keinesfalls hervorkommen. 

(5) … (5) … 
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2. TEIL: BESONDERER TEIL 2. TEIL: BESONDERER TEIL 

1. Hauptstück: 1. Hauptstück: 

Behördenauftrag und Organbefugnisse Behördenauftrag und Organbefugnisse 

1. Abschnitt: 1. Abschnitt: 

Festnahme- und Durchsuchungsauftrag Festnahme- und Durchsuchungsauftrag 

Festnahmeauftrag Festnahmeauftrag 

§ 34. (1) – (2) … § 34. (1) – (2) … 

(3) Ein Festnahmeauftrag kann gegen einen Fremden auch dann erlassen 
werden, 

(3) Ein Festnahmeauftrag kann gegen einen Fremden auch dann erlassen 
werden, 

 1. – 3. …  1. – 3. … 

 4. wenn er, ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm zu eigenen 
Handen zugestellten Ladung gemäß § 46 Abs. 2a FPG, in der dieses 
Zwangsmittel angedroht war, zur Befragung zur Klärung seiner Identität 
und Herkunft, insbesondere zum Zweck der Einholung eines 
Ersatzreisedokumentes bei der zuständigen ausländischen Behörde 
durch die Behörde, nicht Folge geleistet hat. 

 4. wenn eine aufgrund eines Bescheides gemäß § 46 Abs. 2b FPG erlassene 
Vollstreckungsverfügung nicht vollzogen werden konnte oder der Fremde 
ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm zu eigenen Handen 
zugestellten Ladung gemäß § 46 Abs. 2b FPG, in der dieses 
Zwangsmittel angedroht war, zur Befragung zur Klärung seiner Identität 
und Herkunft, insbesondere zum Zweck der Einholung einer Bewilligung 
gemäß § 46 Abs. 2 FPG bei der zuständigen ausländischen Behörde 
durch die Behörde, nicht Folge geleistet hat. 

(4) – (9) … (4) – (9) … 

Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe 

§ 52a. (1) … § 52a. (1) … 

(2) Wird gegen einen Fremden eine Rückkehrentscheidung erlassen oder 
einem Asylwerber eine Mitteilung nach § 29 Abs. 3 Z 4 bis 6 AsylG 2005 
ausgefolgt, ist dieser verpflichtet, ein Rückkehrberatungsgespräch in Anspruch zu 
nehmen, sofern dies nicht bereits einmal in diesem Verfahren erfolgt ist. In einem 
Verfahren nach § 27a AsylG 2005 kann eine Rückkehrberatung bereits in einem 
früheren Verfahrensstadium mit Verfahrensanordnung angeordnet werden. 

(2) Wird gegen einen Fremden eine Rückkehrentscheidung erlassen oder 
einem Asylwerber eine Mitteilung nach § 29 Abs. 3 Z 4 bis 6 AsylG 2005 
ausgefolgt, ist dieser verpflichtet, ein Rückkehrberatungsgespräch in Anspruch zu 
nehmen, sofern dies nicht bereits einmal in diesem Verfahren erfolgt ist. In einem 
Verfahren nach § 27a AsylG 2005 kann eine Rückkehrberatung bereits in einem 
früheren Verfahrensstadium mit Verfahrensanordnung angeordnet werden. 
Darüber hinaus sind Rückkehrberatungsstellen ermächtigt, Fremden, gegen die 
eine – wenn auch nicht rechtskräftige – Rückkehrentscheidung erlassen wurde, 
weitere Rückkehrberatungsgespräche anzubieten. Fremde sind im Falle eines 
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nachweislich angebotenen Rückkehrberatungsgespräches verpflichtet, dieses in 
Anspruch zu nehmen. 

(3) – (4) … (3) – (4) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 56. (1) – (9) … § 56. (1) – (9) … 

 (10) Die §§ 21 Abs. 2a Z 3 und Abs. 2b, 27 Abs. 1, 29 Abs. 2, 33 Abs. 3 und 
4, 34 Abs. 4 Z 4, 52a Abs. 2 und 58 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/2017 treten mit 1. November 2017 in Kraft. § 21 Abs. 2b in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2017 tritt mit Ablauf des 
31. Mai 2018 außer Kraft. 

Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

§ 58. (1) – (4) … § 58. (1) – (4) … 

 (5) § 21 Abs. 2b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXXX/2017 
gilt für Beschwerdeverfahren, die mit Ablauf des 31. Mai 2018 bereits anhängig 
waren, auch nach dem 31. Mai 2018 weiter. 

  

Artikel 4 

Änderung des Grundversorgungsgesetzes – Bund 2005 

Artikel 4 

Änderung des Grundversorgungsgesetzes – Bund 2005 

  

Versorgung nach erfolgter Zulassung Versorgung nach erfolgter Zulassung 

§ 6. (1) – (2) … § 6. (1) – (2) … 

 (2a) Fremde, gegen die eine Rückkehrentscheidung rechtskräftig erlassen 
wurde und deren Aufenthalt im Bundesgebiet nicht geduldet (§ 46a FPG) ist, 
können zur Vorbereitung und Unterstützung ihrer Ausreise in den in einer 
Verordnung gemäß § 5 Abs. 1 genannten Betreuungseinrichtungen des Bundes im 
unbedingt erforderlichen Ausmaß versorgt werden, wobei jedenfalls 
Unterbringung, Verpflegung und medizinische Versorgung geleistet werden. Dem 
Fremden ist formlos mitzuteilen, in welcher Betreuungseinrichtung ihm künftig 
die Grundversorgung gewährt wird, und es ist ihm die kostenlose Anreise zu 
dieser zu ermöglichen. 

(3) … (3) … 

311/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

14 von 15

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  15 von 15 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Betreuungsinformationssystem und Datenschutzbestimmungen Betreuungsinformationssystem und Datenschutzbestimmungen 

§ 8. (1) – (3) … § 8. (1) – (3) … 

(4) Die Behörden dürfen Daten nach Abs. 1 an die mit der Versorgung von 
Fremden gemäß Art. 2 Abs. 1 der Grundversorgungsvereinbarung betrauten 
Dienststellen und Beauftragte der Länder, an beauftragte Rechtsträger nach § 4, 
an das Arbeitsmarktservice, an die Sozialversicherungsträger, an die Finanzämter, 
an die Bezirksverwaltungsbehörden als Gesundheitsbehörden, an die 
Sicherheitsbehörden, an die Jugendwohlfahrtsbehörden, an den Österreichischen 
Integrationsfonds, an den Vertreter des Hochkommissärs der Vereinten Nationen 
für die Flüchtlinge und an ausländische Asylbehörden übermitteln. 

(4) Die Behörden dürfen Daten nach Abs. 1 an die mit der Versorgung von 
Fremden gemäß Art. 2 Abs. 1 der Grundversorgungsvereinbarung betrauten 
Dienststellen und Beauftragte der Länder, an beauftragte Rechtsträger nach § 4, 
an die für die Gewährung von Leistungen der Bedarfsorientierten 
Mindestsicherung zuständigen Stellen, an das Arbeitsmarktservice, an die 
Sozialversicherungsträger, an die Finanzämter, an die 
Bezirksverwaltungsbehörden als Gesundheitsbehörden, an die 
Sicherheitsbehörden, an die Jugendwohlfahrtsbehörden, an den Österreichischen 
Integrationsfonds, an den Vertreter des Hochkommissärs der Vereinten Nationen 
für die Flüchtlinge und an ausländische Asylbehörden übermitteln. 

(5) – (7) … (5) – (7) … 

§ 16. (1) – (19) … § 16. (1) – (19) … 

 (20) Die §§ 6 Abs. 2a und 8 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. XX/2017 treten mit 1. November 2017 in Kraft. 
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